
Schulamt                                
für den Kreis Steinfurt       (Ort, Datum)  
 
 
 

N I E D E R S C H R I F T 
 
 

über die Vereidigung de      
 
 
Lehrer      z. A. 
(Amtsbezeichnung:  

      
(Vorname, Name) 

 
 
 
geboren am         in       
 
 
 
de      zu vereidigenden Beamt      wurde die Eidesformel vorgelesen.       
wurde auf die Bedeutung des Eides hingewiesen.       wiederholte unter Erheben der 
rechten Hand die ih      vorgesprochene Eidesformel:  

 
 
 

"Ich schwöre, dass ich das mir übertragene Amt nach bestem Wissen  

und Können verwalten, Verfassung und Gesetze befolgen und Ge- 
rechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe." *) 

 
 
 
 
 
 
 
_____________________________  ______________________________ 
(Dienstvorgesetzter oder dessen Beauftragter)  (Vor- und Zuname des Vereidigten) 
 
 
 
 
 
 
 
*) Ggf. Weglassen der religiösen Beteuerung. 
Unter der Voraussetzung des § 61 Abs. 3 LBG kann an Stelle der Worte   Ich schwöre   eine andere 
Beteuerungsformel gebraucht werden. 
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B E L E H R U N G 
 
Nach § 55 Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes - LBG - (§ 4 Abs. 1 Satz 1 des 
Landesrichtergesetzes - LRiG -) ist der Beamte (Richter) verpflichtet, sich durch sein 
gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes zu bekennen und für deren Erhaltung einzutreten. 
 
Dementsprechend darf gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 LBG (§ 9 Nr. 2 DRig) in das Beamten-
(Richter)verhältnis nur berufen werden, wer die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit 
für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt. 
Die gleichen politischen Treuepflichten ergeben sich für Angestellte aus § 8 Abs. 1 des 
Bundesangestelltentarifvertrages - BAT - und für Arbeiter des Landes aus § 9 Abs. 9 
des Mantel-Tarifvertrages für Arbeiter der Länder - MTL II -. 
 
Freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgestzes ist nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes (vgl. Urt. vom 23.10.1952 - 1 BvB 
1/51 - BVerfGE 2,1; Urt. vom 17.08.1956 - 1 BvB 2/51 - BVerfGE 5,85) eine Ordnung, 
die unter Ausschluss jeglicher Gewalt und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche 
Herrschaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem 
Willen der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit darstellt. Die freiheitliche 
demokratische Grundordnung ist das Gegenteil des totalen Staates, der als 
auschließliche Herrschaftsmacht Menschenwürde, Freiheit und Gleichheit ablehnt. Zu 
den grundlegenden Prinzipien dieser Ordnung sind insbesondere zu rechnen: 
 

Die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, 
vor allem vor dem Recht auf Leben und freie Entfaltung der Persönlichkeit, 
die Volkssouveränität, 
die Gewaltenteilung, 

die Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber der Volksvertretung, 
die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 
die Unabhängigkeit der Gerichte, 
das Mehrparteienprinzip, 

die Chancengleichheit für alle politischen Parteien, 
das Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition. 

 

Die Teilnahme an Bestrebungen, die sich gegen diese Grundsätze richten, ist 
unvereinbar mit den Pflichten eines Angehörigen des öffentlichen Dienstes. 
 
Gegen Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit, die sich einer solchen Pflichtverletzung 
schuldig machen, wird ein Disziplinarverfahren mit dem Ziel der Entfernung aus dem 
Dienst, gegen Beamte auf Probe oder auf Widerruf ein Entlassungsverfahren 
eingeleitet.. 
 

Angestellte und Arbeiter müssen in diesen Fällen mit einer außerordentlichen 
Kündigung gemäß § 54 BAT bzw. § 59 MTL II rechnen. 
 
Im Anschluss an die Belehrung hat der Bewerber folgende    E r k l ä r u n g   
abzugeben: 

 
amt40\vereidigung_beamte.pdf (Stand: 6/2004)



 
E R K L Ä R U N G 

 
 
 
Aufgrund der mir erteilten Belehrung erkläre ich hiermit ausdrücklich, dass ich die 
Grundsätze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des 

Grundgesetzes bejahe und dass ich bereit bin, mich jederzeit durch mein gesamtes 
Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes zu bekennen und für deren Erhaltung einzutreten. 
 

Ich versichere ausdrücklich, dass ich Bestrebungen, die gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung oder gegen eine ihrer grundlegenden Prinzipien gerichtet 
sind, nicht unterstütze und insbesondere nicht Mitglied einer hiergegen gerichteten 
Organisation bin. 

 
Ich bin mir bewusst, dass ich bei einem Verstoß gegen diese Dienst- und Treuepflicht 
mit einer Entfernung aus dem Dienst rechnen muss. 
 
 
Lehrer      z. A. 
(Amtsbezeichnung) 

      
(Vorname, Name) 

 
 
 
geboren am         in        
 
 
 
 
              
(Ort, Datum) 
 
 
 
 
________________________ 
Unterschrift 
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V O R S T R A F E N 
Ich versichere, dass ich nicht vorbestraft 
bin. 

 

 
Ich bin darüber belehrt worden, dass ich 
 

 nach § 51 Abs. 1 des Bundeszentralregistergesetzes vom 18. März 1971 (BGBl. 
I. S. 243) berechtigt bin, mich, soweit nicht eine andere noch nicht getilgte 
Verurteilung oder eine gerichtliche Anordnung entgegensteht, als unbestraft zu 
bezeichnen, wenn der Vermerk über eine Verurteilung oder Bestrafung 

 
 1.   nicht im Bundeszentralregister einzutragen, 
 2.   nicht in das Führungszeugnis aufzunehmen oder 
 3.   zu tilgen ist. 
 

Das gilt auch für Strafen, die zwar im Gnadenwege erlassen, aber im Register noch 
nicht getilgt sind. 
 
Ich versichere, dass gegen mich kein gerichtliches Strafverfahren und kein 
Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft wegen eines Vergehens oder Verbrechens 
anhängig ist oder innerhalb der letzten drei Jahre anhängig gewesen ist. 
 

Erklärung über die wirtschaftlichen Verhältnisse 
Ich lebe in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen 
 
 

Erklärung über  die Staatsangehörigkeit 
Ich versichere, dass ich Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes bin. 
Ich habe folgende Staatsangehörigkeit. 
 
 
Die Ernennung zum Beamten ist zurückzunehmen, wenn sie durch arglistige Täuschung 
bei wahrheitswidriger Abgabe der vorstehenden Erklärungen herbeigeführt wurde. Bei 
Angestellten stellt eine argliste Täuschung durch wahrheitswidrige Abgabe der 
vorstehenden Erklärungen einen Anfechtungsgrund mit der Folge der Auflösung des 
Arbeitsvertrages dar. 
 
 
Lehrer      z. A. 
(Amtsbezeichnung) 

      
(Vorname, Name) 

 
 
geboren am        in       
 
               
(Ort, Datum) 
 
______________________ 
Unterschrift 
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Anhang zu § 6 
 

A. 
(weggefallen) 

 
B. 

Auszug aus dem StGB  

- auszugsweise abgedruckte Vorschriften in der Fassung der Bekm. vom 13. November 1998 

(BGBl. I S. 3322) - 
 
 

§ 201 
Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 

 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt 
1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger aufnimmt oder 
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt  
1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen mit einem Abhörgerät abhört oder  
2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen 

im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt nach öffentlich mitteilt.  
Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeignet ist, berechtigte Interessen eines anderen zu 
beeinträchtigen. Sie ist nicht rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen 
gemacht wird.  
 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 und 2). 
  
(4) Der Versuch ist strafbar.  
 
(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74 a ist 
anzuwenden.  
 
 

§ 203 
Verletzung von Privatgeheimnissen 

 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung 

der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,  
2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung,  
3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem 

Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, 
Patentanwalts-, Wirtschaftprüfungs-, Buchprüfungs - oder Steuerberatungsgesellschaft,*)  

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen ineiner Beratungsstelle, die von einer Behörde 
oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist,  

4a. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,  
5. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder  
6. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder einer privatärztlichen 

Verrechnungsstelle  
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
  
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörenden 
Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  
1. Amtsträger,  
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,  
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt,  
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan, des Bundes oder eines Landes tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen 

Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses 
oder Rates oder  

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes 
förmlich verpflichtet worden ist,  

anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfasst worden sind; 
Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung bekannt gegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 
  
(3) Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen andere Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer gleich. Den in Absatz 1 
und Satz 1 Genannten stehen ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und die Personen gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung auf den 
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Beruf tätig sind. Den in Absatz 1 und den in Satz 1 und 2 Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des Geheimnisses 
Verpflichteten ferner gleich, wer das Geheimnis von dem Verstorbenen oder aus dessen Nachlass erlangt hat.  
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt 
offenbart. 
  
(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so 
ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.  
 
 

§ 204 
Verwertung fremder Geheimnisse 

 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung er nach § 
203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  
  
(2) § 203 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
 

§ 331 
Vorteilsannahme 

 
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich 
oder einen Dritten fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
  
(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen 
lässt oder annimmt, dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar.  
 
(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten Vorteil sich versprechen lässt oder 
annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter 
unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt.  
 
 

§ 332 
Bestechlichkeit 

 
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig 
vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist 
strafbar. 
  
(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen 
lässt oder annimmt, dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine richterlichen 
Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren 
Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren.  
 
(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, so sind die 
Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat,  
1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder,  
2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 
 
 

§ 353 b 
Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht 

 
(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 
1. Amtsträger,  
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt,  
anvertraut worden oder sonst bekannt gew orden ist, unbefugt offenbart und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche 
Interessen gefährdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.  
 
(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine Nachricht, zu deren Geheimhaltung er  
1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes oder eines seiner Ausschüsse 

verpflichtet ist oder  
2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verletzung der Geheimhaltungspflicht förmlich 

verpflichtet worden ist, 
an einen anderen gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(3) Der Versuch ist strafbar.  
 
(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird erteilt  
1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans  

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit bei einem oder für ein 
Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes bekannt geworden ist, 

b) in den Fallen des Absatzes 2 Nr. 1; 
2. von der obersten Bundesbehörde  

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit sonst bei einer oder für eine 
Behörde oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes oder für eine solche Stelle bekannt geworden ist, 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen Stelle des Bundes verpflichtet worden ist;  
3. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2.  
 
 

C. 
 
 

§ 11 StGB 
in der Fassung der Bekm. vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322) 

 
§ 11 

Personen- und Sachbegriffe  
 
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist  
1. Angehöriger:  

wer zu den folgenden Personen gehört:  
a) Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, der Ehegatte, der Verlobte, Geschwister, Ehegatten der Geschwister, 

Geschwister der Ehegatten, und zwar auch dann, wenn die Ehe, welche die Beziehung begründet hat, nicht mehr besteht 
oder wenn die Verwandtschaft oder Schwägerschaft erloschen ist,  

b) Pflegeeltern und Pflegekinder; 
2. Amtsträger:  

wer nach deutschem Recht  
a) Beamter oder Richter ist, 
b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht oder 
c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle oder in deren Auftrag Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung unbeschadet der zur Aufgabenerfüllung gewählten Organisationsform wahrzunehmen;  
3. Richter:  

wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher Richter ist;  
4. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter: 

wer, ohne Amtsträger zu sein,  
a) bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, oder  
b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluss, Betrieb oder Unternehmen, die für eine Behörde oder für eine 

sonstige Stelle Aufgaben der öffentlichen Verwaltung ausführen,  
beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich 
verpflichtet ist;  

5. rechtswidrige Tat:  
nur eine solche, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht; 

6. Unternehmen einer Tat:  
deren Versuch und deren Vollendung;  

7. Behörde:  
auch ein Gericht; 

8. Maßnahme:  
jede Maßregel der Besserung und Sicherung, der Verfall, die Einziehung und die Unbrauchbarmachung; 

9. Entgelt:  
jede in einem Vermögensvorteil bestehende Gegenleistung.  

 
(2) Vorsätzlich im Sinne dieses Gesetzes ist eine Tat auch dann, wenn sie einen gesetzlichen Tatbestand verwirklicht, der 
hinsichtlich der Handlung Vorsatz voraussetzt, hinsichtlich einer dadurch verursachten besonderen Folge jedoch Fahrlässigkeit 
ausreichen lässt.  
 
(3) **) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, Datenspeicher, Abbildungen und andere Darstellungen in denjenigen Vorschriften 
gleich, die auf diesen Absatz verweisen.  
 
*) § 203 Abs. 1 Nr. 3 geändert durch Art. 7 des Gesetzes zur Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung, der 
Patentanwaltsordnung und anderer Gesetze v. 31.8.1998 (BGBl. I S. 2600/2607), gültig ab 1.3.1999. 
**) § 11 Abs. 3 neu gefasst durch Art. 4 Nr. 1 des Gesetzes zur Regelung der Rahmenbedingungen für Informations- und 
Kommunikationsdienste v. 22.7.1997 (BGBl. I S. 1870), gültig ab 1.8.1997. 
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